
ökonomischen Katastrophe ausweitet. Darauf käme es an. Dem 
Finanzminister muß durch das Hohe Haus der Rücken gestärkt 
werden, damit er eine günstige Verhandlungsposition bekommt.

Wenn Sie heute schon erklären, daß Sie am 2. Dezember beitre­
ten wollen, dann brechen Sie dieser Regierung das Rückgrat. 
Dann hat sie eine ganz schwierige Verhandlungsposition.

(Beifall)

Meine Damen und Herren! Es ist doch Unsinn, daß wir wegen 
5% mehr Stimmen etwa für eine Partei dieser Regierung das 
Rückgrat brechen. Die Wahltaktik sollte zurückstehen hinter un­
serem gemeinsamen Interesse für die Bevölkerung des Landes, 
für die wir hier politisch stehen.

(Beifall)

Wenn Parteien aus Koalitionen gehen wollen, sollen sie sich, 
bitte schön, vernünftigere Gründe aussuchen. Das wäre etwa 
der soziale Bereich gewesen.

(Beifall)

Und daß es politische Vernunft gibt, zeigt die Tatsache, daß es 
in diesem Hohen Hause auch wechselnde Koalitionen gibt. Es ist 
immerhin erstaunlich, daß CDU und PDS an einem Punkt ge­
meinsam stimmen. Das ist für mich das Zeichen, daß politische 
Vernunft über Partienegoismus hinwegsehen kann.

(Beifall)

Und deswegen noch einmal, meine Damen und Herren, in Be­
ziehung auf die Realisierung des Haushaltsplans für dieses hal­
be Jahr: Was hier gemacht worden ist, ist ein Krisenmanage­
ment mit viel zuwenig Geld. Ich will das nur an einem Beispiel 
erläutern: Es wird über Konversion hier hin- und herdiskutiert, 
d. h. über die Umwandlung etwa von Betrieben für die Militärin­
dustrie in private Geschichten. An diesem Punkt wird es sicht­
bar. Wir können im Augenblick Konversion deswegen nicht 
durchführen, weil das Soziale das Primat hat. Wenn wir das ma­
chen, dann wird der Sozialhaushalt noch größer.

Diese irre Geschichte zeigt im Grunde, daß wir dringend einer 
Nachbesserung des Haushalts bedürfen. Bei aller Anstrengung 
im Einzelfall, bei Begrenzung des Schadens kann man eigentlich 
aus politischer Verantwortung diesem Haushalt nicht zustim­
men, und das empfehle ich auch dem Hohen Hause. - Schönen 
Dank.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Es gibt Anfragen.

Krziskewitz (CDU/DA):

Herr Kollege, gestatten Sie eine Anfrage? Können Sie mir sa­
gen, weshalb Sie diese Ihre interessante Meinung im Haushalts­
ausschuß nicht vertreten haben?

Tschiche (Bündnis 90/Grüne):

Welche interessante Meinung meinen Sie jetzt, die des Nicht- 
Zustimmens?

(Krziskewitz, CDU/DA: Ja.)

Das war für mich von vornherein klar.

(Krziskewitz, CDU/DA: Aber für uns nicht.)

Mir ging es im Haushaltsausschuß darum, da wir wenig Zeit 
hatten und ich mich nicht mit Ihnen streiten wollte, daß ich ver-
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suchen wollte, daß wir einigermaßen vernünftig die Mittel, die 
da sind, verteilen, und ich wollte mich an dem Prozeß beteiligen. 
Was hat das für einen Zweck, wenn wir in dem Ausschuß eine 
Grundsatzdebatte führen über Dinge, die weder Sie noch ich än­
dern können. Wir konnten nur die 63 Milliarden verteilen. Etwas 
anderes konnten wir nicht machen.

Krziskewitz (CDU/DA):

Sie hätten doch zumindest ein Votum abgeben können und in 
der gestrigen Schlußberatung dabei sein können. Das ist doch 
das Mindeste, was ich von einer Fraktion verlangen kann.

(Beifall)

Tschiche (Bündnis 90/Grüne):

Mir ist Ihre Empörung nicht so ganz klar. Es ist doch eigentlich 
deutlich und einsichtig, daß in dieser Situation Veränderungen 
nicht möglich waren. Ob ich das Votum abgebe oder nicht abge­
be - die Mehrheit war sowieso klar.

(Protest)

Und ich hatte an diesem Sonnabend in anderen Gebieten unse­
res Landes politische Entscheidungen zu treffen.

(Zurufe)

Nun regen Sie sich nicht auf, es lohnt sich nicht! Das ist immer 
die Aufregung am falschen Platze nach meinem Eindruck.

(Schwacher Beifall)

Horst Schulz (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, wo haben Sie die letzten 10 Jahre gelebt?

(Tschiche, Bündnis 90/Grüne: Hier in der DDR.)

Dann frage ich mich: Wir kommen Sie zu solchen Feststellun­
gen, daß die D-Mark die DDR in die Katastrophe führt? Seit 1983 
war allen Wirtschaftsleuten in diesem Land, im In- und Ausland 
bekannt, daß die DDR in eine wirtschaftliche Katastrophe steu­
ert. Die DDR hat das durch diese Währungsunion verhindert.

Tschiche (Bündnis 90/Grüne):

Sie haben mir nicht richtig zugehört, wenn ich das richtig ver­
stehe, also wenn ich Ihnen richtig zugehört habe. Ich habe ge- ^— 
sagt: Wir waren in einer tiefen wirtschaftlichen Krise. Und ich 
habe zweitens gesagt: Der schnelle Umstieg auf die monetäre 
Einheit hat diesen Zerfall beschleunigt und hat den Lösungspro­
zeß nicht bewerkstelligt.

(Widerspruch bei der CDU/DA-Fraktion)

Sehen Sie mal, mit anderen Ländern geht man doch anders 
um. Man hat den Griechen oder den Portugiesen die Chance 
einer Wirtschaftsreform gegeben, aber der DDR gibt man sie 
nicht, und zwar aus einem ganz bestimmten politischen Grund, 
aus einem ganz politischen Grund! Es geht im Grunde hier dar­
um, daß die politischen Entscheidungen der Bundesregierung 
mit ihrem ökonomischen Hintergrund sich hier durchsetzen. 
Und ich fürchte, daß die Identität der DDR-Bevölkerung einer 
gesamtdeutschen Trauung geopfert wird, in der wir spurlos ver­
schwinden sollen. Aber da müßten wir philosophieren, und ich 
glaube, das hat hier und heute keinen Zweck.

(Beifall bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Es gibt weitere Fragen.


